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30. April 2013
 Schriftliche Kleine Anfrage

der Abgeordneten Dennis Thering (CDU) vom 23.04.13

und Antwort des Senats
- Drucksache 20/7764 -
Betr.:
Sind Wandsbeks Wochenmärkte in Gefahr?
Die Wandsbeker Wochenmärkte sind wichtig für die Nahversorgung der Bürgerinnen und Bürger im Bezirk Wandsbek. Die 15 städtischen Wochenmärkte in Wandsbek werden von den Bürgerinnen und Bürgern unterschiedlich gut angenommen; so unterscheiden sie sich im Umsatz teils deutlich voneinander. Während einige Wochenmärkte sehr gut laufen und hohe Deckungsquoten erreichen, sind andere Wochenmärkte in Wandsbek in ihrer Existenz bedroht. Für alle Wochenmärkte in Wandsbek stellt sich daher die Frage nach der Strategie der zuständigen Fachbehörde und nach den zu erwartenden Entwicklungen.

Vor diesem Hintergrund frage ich den Senat:

1. Wie hoch sind die Deckungsquoten der jeweiligen städtischen Wochenmärkte in den Jahren 2009 bis 2013 genau?
Siehe Drs. 20/6555.

2. Plant die zuständige Fachbehörde Wochenmärkte im Bezirk Wandsbek einzustellen? Wenn ja, welche Märkte und wann? Wenn nein, warum nicht?
Der zuständigen Fachbehörde sind keine derartigen Planungen bekannt. Für die Festsetzung der Wochenmärkte sind die Bezirksämter zuständig. Das zuständige Bezirksamt plant zum gegenwärtigen Zeitpunkt keine Einstellung von Wochenmärkten im Bezirk. Bei der Entscheidung zur Durchführung von bezirklichen Wochenmärkten sind verschiedene fachliche Aspekte (z.B. Nachfrageverhalten der Kunden, Besucherzahlen, Erreichbarkeit, Anzahl von Stellplätzen) und Prioritäten bei der Verwendung des Personal- und Sachmittelbudgets im Rahmen der haushaltsrechtlichen Regelungen abzuwägen. 
3. Plant die zuständige Fachbehörde neue Wochenmärkte im Bezirk Wandsbek zu eröffnen? Wenn ja, wo und wann? Wenn nein, warum nicht?
Das zuständige Bezirksamt plant keine weiteren Wochenmärkte zu eröffnen, da kein über das aktuelle Angebot hinausgehender Bedarf besteht.
4. Sollen städtische Wochenmärkte in Wandsbek privatisiert werden? Wenn ja, welche, wann und warum? Wenn nein, warum nicht?
Das zuständige Bezirksamt plant zum gegenwärtigen Zeitpunkt keine Privatisierung von Wochenmärkten im Bezirk Wandsbek, weil es bisher dazu keinen Anlass gesehen hat.
5. Welche Vorteile hat aus Sicht der zuständigen Fachbehörde die Privatisierung von städtischen Wochenmärkten? 

6. Welche Nachteile sind aus Sicht der zuständigen Fachbehörde mit der Privatisierung von städtischen Wochenmärkten verbunden?

7. Was geschieht bei einer Privatisierung der Wochenmärkte mit den jeweiligen Marktmeistern? Werden diese an anderer Stelle im zuständigen Bezirksamt weiter beschäftigt?

8. Was bedeutet eine Privatisierung der städtischen Wochenmärkte für die Marktbeschicker auf den betroffenen Märkten?

9. Wer übernimmt im Falle einer Privatisierung die Verwaltung der Wochenmärkte, die derzeit von den Marktmeistern geleistet wird?

10. Was bedeutet eine Privatisierung der städtischen Wochenmärkte für die Verbraucherinnen und Verbraucher auf den betroffenen Märkten?
11. Welche Kosten spart das Bezirksamt durch die Privatisierung aller städtischen Wochenmärkte in Wandsbek ein?

12. Wie viele Stellen spart das Bezirksamt durch die Privatisierung aller städtischen Wochenmärkte in Wandsbek ein?
Ein Wochenmarkt ist nach § 69 (1) Gewerbeordnung (GewO) auf Antrag des Veranstalters von der dafür zuständigen Behörde festzusetzen. In Hamburg existieren zahlreiche privat veranstalteten Wochenmärkte, die nach Gegenstand, Zeit, Öffnungszeiten und Platz von den Bezirksämtern als zuständige Behörde festgesetzt werden. 

Im Hinblick auf die städtischen Wochenmärkte sind die Bezirksämter zugleich auch deren Veranstalter. Unter Privatisierung von städtischen Wochenmärkten versteht die zuständige Behörde daher die Übertragung dieser Funktion von den Bezirksämtern auf einen privatrechtlichen Träger. Die Bezirksämter sind bei solchen Wochenmärkten nicht verantwortlich für die Organisation und Verwaltung des Marktes, für die Auswahl der teilnehmenden Markthändler und die Beiträge, die der Veranstalter erhebt. 
Darüber hinaus äußert sich der Senat zu hypothetischen Fragen grundsätzlich nicht und hat sich im Übrigen damit auch nicht befasst. 
Im Übrigen siehe Antwort zu 4.
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